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(7) Der Leiter des operativen Steuerungsorgans für Kohle 
ist berechtigt und verpflichtet, zur Wahrnehmung volkswirt­
schaftlicher Belange gegen Festlegungen von Energieabneh­
mern, ihrer Kombinate oder der ihnen übergeordneten Or­
gane, die den volkswirtschaftlichen Erfordernissen der Koh­
leversorgung des Landes widersprechen, bei den dafür zu­
ständigen Leitern Einspruch einzulegen. Das gilt nicht für 
das Verhältnis der Hersteller zu ihren Direktabnehmern. Im 
übrigen gilt der Abs. 4 Satz 2 entsprechend.

♦ §11 
Staatliche Funktionen der Energiekombinate

i*
(1) Die volkseigenen Energiekombinate (nachfolgend Ener­

giekombinate genannt) üben zur Durchführung der staatli­
chen Energiewirtschaft staatliche Funktionen aus. Sie haben 
insbesondere
— auf die Durchsetzung der rationellen Energieanwendung 

im Territorium Einfluß zu nehmen;
— über Anschlüsse an öffentliche Versorgungsnetze oder an 

Abnehmeranlagen, die Wärmeenergieversorgung zur 
Raumheizung, den Energieträgereinsatz, die Errichtung, 
wesentliche Änderung und Umstellung sowie die Stille­
gung von Energieversorgungsanlagen zu entscheiden;

— Energiekontrollen durchzuführen;
— Maßnahmen zur Durchsetzung der energiewirtschaftli­

chen Pflichten anzuwenden;
— Bilanzierungsfunktionen und Fondsträgeraufgaben für 

Energieträger auszuüben.
(2) Zur komplexen energetischen Entwicklung der Terri­

torien sind von den Energiekombinaten im Zusammenwir­
ken mit den Räten der Bezirke komplex-territoriale Energie­
pläne auszuarbeiten. Schwerpunkt ist die rationelle Energie­
anwendung. Die Betriebe sind im erforderlichen Umfange 
einzubeziehen.

Verbrauchslenkende Maßnahmen 

§ 12
(1) Zur staatlich verbindlichen Begrenzung des höchstzu­

lässigen Verbrauchs an Energieträgern für Jahres-, Quartals­
und Monatszeiträume werden Kontingente „Verbrauch“ und 
zur staatlich verbindlichen Begrenzung der höchstzulässigen 
Inanspruchnahme leitungsgebundener Energieträger während 
festgelegter Zeiten werden Kontingente „Leistung“ erteilt.

(2) Kontingente „Bezug“ für feste Brennstoffe verpflichten 
den Energieabnehmer, die im Kontingent angegebene Menge 
zur Bildung von Beständen im festgelegten Zeitraum abzu­
nehmen. Kontingente „Bezug“ für flüssige Energieträger sind 
staatlich verbindliche Festlegungen zur Begrenzung des 
höchstzulässigen Bezugs für Jahres-, Quartals- oder Monats- 
zeiträuine.

(3) Der Energieabnehmer kann verpflichtet werden, zur 
Bildung von Beständen im volkswirtschaftlichen Interesse 
feste Brennstoffe und flüssige Energieträger über das Kon­
tingent „Bezug“ hinaus abzunehmen. Die Obergrenze bildet 
die höchstmögliche Lagerkapazität. Die über das Kontingent 
„Bezug“ hinaus gelieferten festen Brennstoffe und flüssigen 
Energieträger können zu Sperrbeständen erklärt werden. Für 
die Abrechnung und Finanzierung der im volkswirtschaft­
lichen Interesse gebildeten Bestände gelten die zentralen Be­
schlüsse.

(4) Energieabnehmer, die für Elektroenergie kein Kontin­
gent „Leistung“ erhalten, können durch Energiewirtschaft­
lichen Bescheid verpflichtet werden, im Winterhalbjahr 
(1. Oktober bis 31. März) die Leistungsinanspruchnahme zu 
senken, soweit das ohne Einschränkung der Versorgungsauf­
gaben der Energieabnehmer und ohne Beeinträchtigung der 
Arbeite- und Lebensbedingungen ihrer Werktätigen möglich 
ist. Die aus dem Bescheid folgende höchstzulässige Leistungs­
inanspruchnahme begrenzt den Versorgungsanspruch und die 
Lieferpflicht; sie tritt an die Stelle von Maßnahmen gemäß 
§ 13 Abs. 3. .

(5) Der Energieabnehmer ist verpflichtet, über die Einhal­
tung der Kontingente „Leistung“ oder der Energiewirtschaft­
lichen Bescheide schriftlichen Nachweis zu führen. Die 
Vorschriften über die staatliche Energieplanabrechnung und 
Verpflichtungen zur Erfassung, Übergabe oder Vorlage von 
Daten des Energieverbrauchs aus den Lieferbeziehungen 
bleiben unberührt.

§ 13
(1) Für energieintensive Anlagen, die in der Nomenklatur 

gemäß § 8 Abs. 6 letzter Anstrich enthalten sind, werden 
erforderlichenfalls mit der Vorbereitung der Fünfjahrpläne 
und der Jahresvolkswirtschaftspläne durch die zuständigen 
Ministerien Produktionslimite oder Herstellungsverbote fest­
gelegt. Grundlage dafür sind Entscheidungen des Minister­
rates und langfristige Konzeptionen der Staatlichen Plankom­
mission. Die Festlegungen sind mit den bilanzverantwort­
lichen Ministerien, bei Staatsplanpositionen mit der Staat­
lichen Plankommission, abzustimmen.

(2) Der Umfang der Serienproduktion energieintensiver 
Anlagen zur Energieanwendung wird, wenn nicht eine Maß­
nahme des Abs. 1 festgelegt ist, vom zuständigen bilanzbeauf­
tragten bzw. bilanzierenden Organ bei der Ausarbeitung der 
Fünfjahrpläne oder in Vorbereitung der Jahresvolkswirt­
schaftspläne mit der Zentralstelle für rationelle Energiean­
wendung der Staatlichen Energieinspektion ab gestimmt.

(3) Soweit das die Belastung eines Elektroenergie-Versor­
gungsnetzes im betreffenden Territorium erfordert, darf das 
Energiekombinat den Energieabnehmer schriftlich beauf­
lagen, die Leistungsinanspruchnahme während bestimmter 
Zeiten auf einen vorgegebenen Wert zu begrenzen.

§14
Besondere Maßnahmen

(1) Erfordern Gefahrensituationen für die Energieversor­
gungssysteme, die Vorbeugung, Bekämpfung und Beseitigung 
der Auswirkungen von Katastrophen oder die Gewährleistung 
der Sicherheit des Staates besondere Maßnahmen auf dem 
Gebiet der Energiewirtschaft, kann diese der Minister für 
Kohle und Energie treffen oder er führt erforderliche Ent­
scheidungen herbei. Es können insbesondere

1. Lieferungen von Energieträgern eingeschränkt oder ein­
gestellt oder es kann verlangt werden, die Entnahme von 
Energieträgern aus den Versorgungsnetzen zu beschrän­
ken oder einzustellen; *

2. Energieträger substituiert werden;
3. Betriebe verpflichtet werden, an der unverzüglichen 

Wiederinstandsetzung der Energieversorgungsanlagen 
mitzuwirken.

(2) Werden Maßnahmen gemäß Abs. 1 festgelegt, treten die 
Rechtsfolgen des § 24 Abs. 3 des Vertragsgesetzes vom 
25. März 1982 (GBl. I Nr. 14, S. 293) ein. Bei Maßnahmen 
gemäß Abs. 1 Ziff. 1 oder Ziff. 2 entfällt für die Energie­
lieferer die Informationspflicht gemäß § 85 Abs. 2 des Ver­
tragsgesetzes.

(3) Bei örtlich begrenzten Gefahrensituationen für die 
Stabilität von Versorgungssystemen hat der Minister für 
Kohle und Energie die besonderen Maßnahmen eigenverant­
wortlich festzulegen. Er kann die entsprechenden Aufgaben 
und Befugnisse auf die Generaldirektoren der Kombinate der 
Kohle- und Energiewirtschaft delegieren. Die Maßnahmen 
sind, soweit möglich, vorher mit dem Vorsitzenden des 
betreffenden Rates des Bezirkes abzustimmen.

(4) Zur Sicherung der Stabilität der Elektroenergie-Versor­
gungsnetze für die örtliche Versorgung unter extremen 
Belastungen sind die Räte der Städte und Gemeinden berech­
tigt, auf Antrag des Energiekombinats zeitweilige Verwen­
dungsverbote für Elektroenergie-Direktheizung festzusetzen. 
Das ist von ihnen ortsüblich öffentlich bekanntzumachen. 
Verstöße gegen die Verwendungsverbote gelten im Bereich


